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Zum Rederecht des Verteidigers nach Verlesung des Anklagesatzes.

Von Daniel Kautenburger-Behr

Der Verfasser greift mit seiner Untersuchung zum Rederecht des Verteidigers nach Verle-

sung des Anklagesatzes eine Fragestellung der aktuellen Diskussion um die Reform des

Strafverfahrens auf und verbindet diese Fragestellung mit der Auseinandersetzung über die

Vereinbarkeit des verschiedentlich auch für das deutsche Strafverfahrensrecht ins Spiel ge-

brachte opening statement des anglo-amerikanischen Verfahrensrechts mit dem deutschen

Strafverfahrensrecht. Ausgangspunkt für die Untersuchungen ist eine umfassende Be-

standsaufnahme der Rederechte der Verteidigung im Ablauf der Hauptverhandlung des

deutschen Strafprozesses. Nach diesen Grundlagen stellt der Verfasser zunächst dar, daß

sich das opening statement des adversatorischen Verfahrensmodells nicht in das deutsche

Strafverfahren einfügen läßt. Im Mittelpunkt der Überlegungen steht, daß das deutsche Ver-

fahrensmodell - wie die Bestandsaufnahme der Rederechte zeigt - auf situative Mitwirkung

der Verteidigung angelegt ist. Das opening statement läßt sich daher insbesondere nicht mit

der Einlassung des Angeklagten und dem Beweisrecht des geltenden deutschen Strafverfah-

rens vereinbaren. Die Frage nach der Vereinbarkeit des opening statement des adversatori-

schen Verfahrens ist indessen nicht identisch mit der Frage, ob und in wieweit im deutschen

Strafverfahrensrecht ein Erklärungsrecht des Verteidigers nach Verlesung des Anklagesat-

zes besteht und institutionalisiert werden kann. Die Untersuchung zeigt hier, daß begründet

aus der Verfassung bereits nach bestehendem Strafprozeßrecht ein Erklärungsrecht des

Verteidigers nach Verlesung des Anklagesatzes besteht. Aus Artikel 103 Abs. 2 GG und dem

Fairneßprinzip folgt für den Angeklagten und seinen Verteidiger ein Gleichlaufgebot in der

Erklärung. Verteidigung in jeder Lage des Verfahrens (§ 137 Abs. 1 Satz 1 StPO) bedeutet

eben auch Verteidigung im Zusammenhang mit der Einlassung des Angeklagten. Aus dem

verfassungsrechtlich garantierten Anspruch auf effektive Einflußnahme auf den Verfah-

rensausgang folgt daher, daß sich der Verteidiger bereits nach Verlesung des Anklagesatzes

mit einer Äußerung zur Sache zur Wort melden kann, um vor der Einlassung des Angeklag-

ten die Ziele der Verteidigung und die folgenden Einlassungen in diesem Zusammenhang zu

erläutern. Die Untersuchung schließt mit dem Vorschlag, das Erklärungsrecht des Verteidi-

gers in § 243 Abs. 4 StPO klarzustellen. Dieser Vorschlag weicht von dem aktuell vorgeleg-

ten Reformgesetzentwurf ab, der eine gesetzliche Fixierung des Erklärungsrechtes in § 243

Abs. 3 StPO vorsieht. Der Verfasser legt dar, daß aufgrund der Akzessorietät des Erklä-

rungsrechtes des Verteidigers die Anknüpfung an § 243 Abs. 4 StPO richtig ist.


